
Seitz, Helmut

Article

Demographie und soziale Infrastruktur am Beispiel des
Freistaates Thüringen

ifo Dresden berichtet

Provided in Cooperation with:
Ifo Institute – Leibniz Institute for Economic Research at the University of Munich

Suggested Citation: Seitz, Helmut (2009) : Demographie und soziale Infrastruktur am Beispiel des
Freistaates Thüringen, ifo Dresden berichtet, ISSN 0945-5922, ifo Institut, Niederlassung Dresden,
Dresden, Vol. 16, Iss. 1, pp. 18-27

This Version is available at:
https://hdl.handle.net/10419/169870

Standard-Nutzungsbedingungen:

Die Dokumente auf EconStor dürfen zu eigenen wissenschaftlichen
Zwecken und zum Privatgebrauch gespeichert und kopiert werden.

Sie dürfen die Dokumente nicht für öffentliche oder kommerzielle
Zwecke vervielfältigen, öffentlich ausstellen, öffentlich zugänglich
machen, vertreiben oder anderweitig nutzen.

Sofern die Verfasser die Dokumente unter Open-Content-Lizenzen
(insbesondere CC-Lizenzen) zur Verfügung gestellt haben sollten,
gelten abweichend von diesen Nutzungsbedingungen die in der dort
genannten Lizenz gewährten Nutzungsrechte.

Terms of use:

Documents in EconStor may be saved and copied for your personal
and scholarly purposes.

You are not to copy documents for public or commercial purposes, to
exhibit the documents publicly, to make them publicly available on the
internet, or to distribute or otherwise use the documents in public.

If the documents have been made available under an Open Content
Licence (especially Creative Commons Licences), you may exercise
further usage rights as specified in the indicated licence.

https://www.econstor.eu/
https://www.zbw.eu/
http://www.zbw.eu/
https://hdl.handle.net/10419/169870
https://www.econstor.eu/
https://www.leibniz-gemeinschaft.de/


18

ifo Dresden berichtet 1/2009

Aktuelle Forschungsergebnisse

1. Einleitung und Übersicht

Mit „Infrastruktur“ bezeichnet man langlebige Einrichtun-
gen, die einen zentralen Funktionsbeitrag für das ökono-
mische und soziale Gemeinwesen leisten.1 Vielfach obliegt
bzw. oblag die Infrastruktur der staatlichen Aufgaben-
wahrnehmung, was sich im Laufe der Geschichte aber
sehr stark gewandelt hat und sowohl zu zahlreichen „Ko-
operationsformen“ (wie PublicPrivatePartnership (PPP),
Betreibermodelle usw.) aber auch den nahezu vollständi-
gen Rückzug der öffentlichen Hand aus vielen Bereichen
der Infrastrukturversorgung – i. d. R. aber unter Beibehal-
tung eines erheblichen Regulierungseinflusses – geführt
hat. Wir wollen uns hier nur mit der so genannten sozia-
len Infrastruktur beschäftigen, zu der man in einer engen
Abgrenzung insbesondere 

– die Einrichtungen des Gesundheitswesens,
– Pflegeeinrichtungen (einschließlich Behindertenwerk-

stätten u. ä.) sowie
– die Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe (ohne

Kindertageseinrichtungen2)
rechnet. 

Die „Nachfrage“ nach den Leistungen der sozialen In-
frastruktur wird durch eine Vielzahl von Faktoren be-
stimmt:

– die Demographie (insb. die Altersstruktur der Bevöl-
kerung, aber auch die Siedlungsstruktur usw.),

– die Lebensgewohnheiten der Menschen (Ernährungs-,
Bewegungs-, Trink-, Rauchgewohnheiten usw.),

– das Sozialgefüge und die Familienstrukturen (bei
einer höheren Quote instabiler Familienstrukturen bzw.
Familien mit sozialen Problemen besteht ein höherer
Bedarf an Einrichtungen und Maßnahmen der Kin-
der- und Jugendhilfe etc.; die Nachfrage nach
Heimpflegeplätzen hängt von den Familienstrukturen
und auch den Arbeitsmarktstrukturen3 ab),

– den technisch-medizinischen Fortschritt (Veränderung
der Behandlungsmethoden und der Behandlungskos-
ten usw.),

– ökonomische Gegebenheiten (Tragen von Eigen-
finanzierungsanteilen, Ansprüche an die Sozialversi-
cherungen usw.), aber auch

– das bestehende Angebot an Einrichtungen im Be-
reich der sozialen Infrastruktur (bei großzügigeren
Angebotsstrukturen dürfte die Neigung, soziale Infra-
struktureinrichtungen wie Heim- und Pflegeplätze
auch nachzufragen, größer sein).

Es ist eine schwierige und langwierige Aufgabe, sich ein
umfassendes Bild von den Wirkungen dieser Vielfalt von
Einflussfaktoren zu verschaffen, sodass wir uns bei un-
serer Analyse weitgehend auf die demographischen Ein-
flussfaktoren konzentrieren. Hierbei müssen wir uns aber
des Umstandes bewusst sein, dass wir stets eine „cete-
ris paribus“-Betrachtung durchführen, d. h. von der Kon-
stanz der anderen aufgeführten Einflussfaktoren ausge-
hen. Da die demographischen Verschiebungen in den
nächsten Jahren aber erheblich sein werden, stellen die-
se sicherlich einen der, wenn nicht sogar den, zentralen
Einflussfaktor dar. So wird die Einwohnerzahl in Thürin-
gen bis 2030 um weitere ca. 16 % im Vergleich zum Jahr
2007 sinken, während die Einwohnerzahl in Gesamt-
deutschland in diesem Zeitraum relativ stabil bleiben
wird. Die Zahl der jungen Einwohner unter 20 Jahren
wird im Zeitraum von 2007 bis 2030 in Thüringen
nochmals um etwas mehr als 20 % zurückgehen (Ge-
samtdeutschland: –17 %). Dies impliziert, dass demo-
graphisch bedingt die Nachfrage nach Leistungen des
Bildungssystems aber auch der Leistungen der Einrich-
tungen der Kinder- und Jugendhilfe sinken wird, sofern
andere Faktoren diesen demographischen Trends nicht
massiv entgegenwirken. Auf der anderen Seite wird sich
in Thüringen die Zahl der Personen im Alter von über
75 Jahren bis 2030 um mehr als 55 % erhöhen. Der Be-
völkerungsanteil dieser Altersgruppe wird sich somit von
ca. 6 % im Jahr 1991 auf ca. 17 % im Jahr 2030 erhö-
hen. Es kommt somit infolge der demographischen Ver-
änderungen zu einer deutlichen Bedarfsstrukturverschie-
bung: Die Versorgungsbedarfe für „jugendrelevante“
Leistungen reduzieren sich, während auf der anderen
Seite steigende Versorgungsbedarfe für die ältere Bevöl-
kerung zu verzeichnen sein werden. Es dürfte offenkundig
sein, dass damit auch Veränderungen der Budgetstruk-
turen auf der Landes- und Gemeindeebene verbunden
sein müssen.4

Demographie und soziale Infrastruktur am
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2. Die soziale Infrastruktur in
Thüringen: Eine vergleichende
prospektive Analyse

In diesem Abschnitt wollen wir der Frage nachgehen, in
welchem Umfang die demographischen Entwicklungen
die Nachfrage bzw. den Bedarf nach Leistungen der so-
zialen Infrastruktur determinieren. Hierbei konzentrieren
wir uns ausschließlich auf die Bereiche:

– Pflegeeinrichtungen,
– Krankenhäuser (einschl. der Vorsorge- und Reha-Ein-

richtungen) und
– Einrichtungen zur Pflege von Behinderten.

Die ebenfalls zur sozialen Infrastruktur zu rechnenden
Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe5 haben wir
hier aus Platzgründen ausgeklammert.6

2.1 Pflegeeinrichtungen

Nach Angaben des STATISTISCHEN BUNDESAMTES (2008a)
gab es in Gesamtdeutschland im Jahr 2005 ca. 2,13 Mill.
pflegebedürftige Personen von denen ca. 32 % in Hei-
men versorgt wurden. Von den ca. 1,45 Mill. zu Hause
versorgten Personen wurden nahezu 1 Mill. durch An-
gehörige und ca. 470.000 Personen durch ambulante
Pflegedienste versorgt.

Die Tabelle 1 zeigt die Ausstattung der Länder mit
Pflegeeinrichtungen im Jahr 2005. Im Durchschnitt gibt
es ca. 12,7 Einrichtungen je 100.000 Einwohner, in denen
im Durchschnitt ca. 73 pflegebedürftige Personen betreut
werden können. In der überwiegenden Mehrzahl der
Länder liegt der Anteil der öffentlichen Pflegeeinrichtun-
gen unter 10 %, während mehr als 50 % der Einrichtungen
freigemeinnütziger Natur sind. Die Vergleichswerte von

Tabelle 1: Versorgung mit Pflegeeinrichtungen im Jahr 2005

Quelle: Angaben des Statistischen Bundesamtes.

Pflegeheime
je 100.000 

Einwohner

Pflegefälle 
je 100.000 
Einwohner

Zahl der 
Pflegeplätze 

je Einrichtung

Anteil 
öffentlicher 

Pflegeeinrich-
tungen

Baden-Württemberg 11,4 729 70,5 9,8%

Bayern 12,4 809 74,3 12,0 %

Berlin 10,3 789 87,4 5,7 %

Brandenburg 12,5 786 67,3 4,7 %

Bremen 12,9 860 71,7 0,0 %

Hamburg 10,2 784 86,5 15,6 %

Hessen 10,7 698 73,3 6,6 %

Mecklenburg-Vorpommern 14,4 905 67,5 7,3 %

Niedersachsen 16,9 949 63,9 3,2 %

Nordrhein-Westfalen 11,1 819 80,2 5,2 %

Rheinland-Pfalz 10,4 715 84,7 1,4 %

Saarland 12,4 852 85,3 2,3 %

Sachsen 15,2 937 67,0 6,0 %

Sachsen-Anhalt 14,9 909 65,1 6,6 %

Schleswig-Holstein 22,1 1.094 59,3 4,3 %

Thüringen 11,9 798 71,6 9,7 %

Deutschland 12,7 821 72,6 6,7 %
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Thüringen weichen kaum von den gesamtdeutschen
Werten ab und zwar sowohl im Hinblick auf die vorhan-
dene Kapazität als auch die Größe der Einrichtungen
und die Betreiberstruktur.

Die Länderrelationen in Tabelle 1 verändern sich kaum,
wenn man – wie in diesem Bereich weit verbreitet – die
Zahl der Einwohner über 80 Jahre als Referenzmaßstab
wählt. In der Tat sind ca. 3/4 der Bewohner von Pflegehei-
men älter als 80 Jahre, sodass diese Altersgruppe für die
Nachfrage von entscheidender Bedeutung ist. Die Zahl
der in Pflegeheimen versorgten Pflegefälle je 100.000
Einwohner liegt bei ca. 700 in Hessen, Rheinland-Pfalz
und Baden-Württemberg, während in Schleswig-Hol-
stein7 nahezu 1.100 Pflegefälle je 100.000 Einwohner
verzeichnet werden. Die aufgezeigten Länderunterschie-
de lassen sich nicht durch Unterschiede in der Alters-
struktur bzw. dem Anteil älterer Personen an der
Gesamtbevölkerung erklären. Relativ gering sind aber
die Unterschiede bei der Struktur der Pflegefälle. Etwa 
1/3 der in Pflegeheimen versorgten Personen fallen in die
Pflegestufe I, ca. 20 % in die Pflegestufe III und ca. 44 %
in die Pflegestufe II. Mehr als 80 % der Bewohner von
Altenpflegeeinrichtungen sind Empfänger von Leistun-
gen der Pflegeversicherung.

Unter Verwendung von Daten über die die Alters-
struktur der Altenheimbewohner wurde die in Abbil-
dung 1 dargestellte Entwicklung des Bedarfs an Pflege-
plätzen in vollstationären Alteneinrichtungen geschätzt.

Nach dieser Projektion wird sich bis 2020 der Platzbe-
darf in Thüringen um ca. 45 % (bis 2030 sogar um ca.
60 %!) und in Gesamtdeutschland um ca. 37 % erhöhen,
was zu einem beträchtlichen Zuwachs in der Zahl ent-
sprechender Einrichtungen sowie der Nachfrage nach
geeignetem Pflegepersonal führen wird. Nach Angaben
von TNS INFRATEST (2006) gab es im Jahr 2005 in
Deutschland ca. 370.400 vollzeitbeschäftigte Arbeits-
kräfte in den Altenpflegeeinrichtungen, sodass bis zum
Jahr 2020 das Beschäftigungsvolumen in diesen Einrich-
tungen um ca. 1/3 ansteigen wird. Hierbei wird mit einem
Bedarf von einer Vollzeitbetreuungskraft je 2,5 Bewohner
einer Altenpflegeeinrichtung gerechnet. In Thüringen und
in den anderen ostdeutschen Ländern dürfte dieser An-
stieg sogar höher ausfallen, da der Alterungsprozess
schneller verläuft als in Deutschland insgesamt. Damit ist
aber auch ein erheblicher zusätzlicher Investitionsauf-
wand verbunden. Das Infrastrukturangebot – in Termini
von Pflegeplätzen und der Zahl von Einrichtungen – müss-
te sich in Thüringen bis zum Jahr 2020 um 30 % bis 40 %
erhöhen. Allerdings ist in diesem Bereich öffentliche Trä-
gerschaft von nur geringer Bedeutung, sodass sich der
zusätzliche öffentliche Investitionsaufwand – abgesehen
von Investitionsfördermaßnahmen für gemeinnützige und
private Einrichtungen – in engen Grenzen halten wird.

Die Unterbringung von Personen in Pflegeeinrichtun-
gen ist für die Länder und Gemeinden mit erheblichen
Kosten verbunden. In Tabelle 2 werden die Höhe der

Quelle: Eigene Berechnungen.

Abbildung 1: Projektion der Entwicklung der Nachfrage nach Plätzen in vollstationären Alteneinrichtungen
in Deutschland und in Thüringen 2006–2030 (Indexreihe: 2006 = 100 %)
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Pflegesätze im Jahr 2005 – getrennt nach Ost- und
Westdeutschland – sowie die zusätzlich in Ansatz ge-
brachten Kosten der Unterkunft und Verpflegung sowie
rechnerische Investitionskosten ausgewiesen. Die Pfle-
gesätze sind nahezu durchgängig höher als die von der
Pflegeversicherung abgedeckten Leistungen, sodass
viele Bewohner in Alteneinrichtungen zusätzlich „Hilfe zur
Pflege“ im Rahmen der Sozialhilfe in Anspruch nehmen
müssen. Mehr als 80 % der Empfänger von Hilfe zur Pflege
innerhalb von Einrichtungen in Thüringen – vergleichbare
Relationen gelten aber auch in anderen Bundesländern –
erhalten gleichzeitig Leistungen aus der Pflegeversiche-
rung.8

In Tabelle 3 sind daher die Zahl der Empfänger von
Hilfe zur Pflege sowie die Nettoausgaben je Hilfeempfän-
ger im Jahr 2006 dokumentiert. Die Fallzahlen bei der
Hilfe zur Pflege sind zwar relativ gering, da im Durch-
schnitt nur ca. 3 Fälle von Beziehern von Hilfe zur Pflege
auf 1.000 Einwohner entfallen, aber die damit verbunde-
nen Fallkosten sind erheblich. So entstehen in West-
deutschland je Fall durchschnittliche Nettoausgaben
(Bruttoausgaben abzüglich der Einnahmen, die in der
Regel aus Erstattungen der Sozialversicherungsträger
bestehen) in Höhe von nahezu 7.000 € und in Ost-
deutschland in Höhe von ca. 3.600 € pro Jahr. Wie die
Tabelle 3 zeigt, liegt die relative Zahl der Empfänger von
Hilfe zur Pflege in Thüringen deutlich unter dem West-
und auch Ostvergleichswert, während die Ausgaben je
Fall deutlich höher sind als in allen anderen ostdeutschen
Ländern, was sicherlich der weiteren Untersuchung be-
darf. 

Der gegenwärtig noch vorhandene Kostenvorteil der
ostdeutschen Länder dürfte in den nächsten Jahren aber
deutlich sinken. Ursache hierfür sind drei Faktoren: Das
Fallzahlenwachstum dürfte in Ostdeutschland demogra-
phisch bedingt höher ausfallen als in Westdeutschland

und ferner tragen die ostdeutschen Länder in Folge der
hohen Arbeitslosigkeit seit der Wende ein besonderes
Sozialausgabenrisiko, da die zukünftigen Rentnergene-
rationen geringere Ansprüche an die Sozialversicherungs-
systeme haben werden (Gefahr der Altersarmut). Letzt-
endlich ist zu bedenken, dass die Kostenvorteile der
ostdeutschen Länder im Bereich der Pflege das unter-
durchschnittliche ostdeutsche Tarifniveau reflektieren und
der Druck in Richtung Ost-West-Tarifanpassung weiter
anhalten wird.

2.2 Krankenhausversorgung

In Abbildung 2 sind einige Kennziffern zur langfristigen
Entwicklung im gesamtdeutschen Krankenhausbereich
seit 1991 dargestellt. Die Fallzahlen sind unter Schwan-
kungen auf gegenwärtig ca. 115 % des Niveaus des Jah-
res 1991 angestiegen, was einer auf die Einwohnerzahl
bezogenen Wachstumsrate von ca. 0,75 % pro Jahr ent-
spricht. Die durchschnittliche Bettenauslastung ist um
ca. 10 % und die Anzahl der aufgestellten Betten um
über 20 % gesunken. Die Zahl der Belegungstage war
um ca. 30 % rückläufig. Die stärkste Veränderung gab es
bei der durchschnittlichen Verweildauer, die um nahezu
40 % gesunken ist. Im Trend hat sich nicht nur die Zahl
der Krankenhäuser, sondern auch deren durchschnittli-
che Größe reduziert, da die Zahl der aufgestellten Betten
je Krankenhaus seit 1991 um ca. 30 % gesunken ist. Da-
rüber hinaus hat es in den letzten Jahren einen erhebli-
chen Trend zum Rückzug der öffentlichen Hand gegeben.
Waren im Jahr 1991 noch ca. 46 % der Krankenhäuser in
öffentlicher und ca. 14,8 % in privater Trägerschaft, be-
trug der Anteil der öffentlichen bzw. privaten Kranken-
häuser im Jahr 2006 ca. 34 % bzw. ca. 28 % und dieser
Trend dürfte auch in der weiteren Zukunft anhalten.

Quelle: TNS Infratest Sozialforschung (2006), Tabelle 9.1.

Tabelle 2: Durchschnittliche Höhe der Pflegesätze in Alteneinrichtungen im Jahr 2005 (in € je Monat)

West Ost

Pflegestufe 0 970 728

Pflegestufe I 1.406 1.074

Pflegestufe II 1.820 1.412

Pflegestufe III 2.178 1.833

zusätzlich fallen an:

Unterkunft und Verpflegung 622 467

Investitionskosten 399 244
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Die Tabelle 4 zeigt für das Jahr 2006 Vergleichsdaten
zum Krankenhausbereich in Thüringen und in Gesamt-
deutschland. Während sich die Verweildauer, die Kapa-
zitätsauslastung und auch die Trägerstruktur kaum un-
terscheiden, liegt die Patientenfallzahl in Thüringen ca.
10% über dem Deutschland-Vergleichswert. Höher ist
auch die Bettenkapazität in Thüringen und besonders
markant ist der Umstand, dass die Krankenhäuser in
Thüringen – wie in allen anderen ostdeutschen Ländern –
deutlich größer sind und damit auch die Zahl der Kran-
kenhäuser je 100.000 Einwohner kleiner ist. 

Ausgehend von der geschlechter- und altersspezi-
fischen Verweildauer wurden zwei Modellrechnungen
über die Entwicklung der Krankenhausfallzahlen durch-
geführt: 

– In der Variante I gehen wir von der durchschnittli-
chen Verweildauer im Jahr 2006 aus und halten die-
se bis zum Jahr 2030 konstant.

– In der Variante II gehen wir von einem weiteren
Rückgang der Verweildauer der Patienten in Kran-
kenhäusern aus. Wie Abbildung 2 zeigt, ist diese seit
1991 um 40 % gesunken, was einem jahresdurch-
schnittlichen Rückgang von ca. 3 % entspricht. Aller-
dings hat sich der Rückgang in den letzten Jahren
deutlich abgeschwächt und lag in den Jahren von
2000–2006 bei nur noch 2,2 %. In unserer Modell-
rechnung gehen wir im Projektionszeitraum von
einem weiteren Rückgang um jährlich 1% aus.9

Nach unseren Modellrechnungen (vgl. Abb. 3) liegt in der
Variante I die Krankenhausfallzahl in Thüringen im Jahr

Quelle: Angaben des Statistischen Bundesamtes.

Tabelle 3: Empfänger von Hilfe zur Pflege im Jahr 2006 je 1.000 Einwohner im Laufe des Berichtsjahres

insgesamt
außerhalb innerhalb Nettoausgaben 

je Fallvon Einrichtungen

Baden-Württemberg 3,1 0,5 2,7 8.541

Bayern 3,4 0,5 2,9 7.329

Berlin 9,8 5,4 4,7 7.362

Brandenburg 3,0 0,9 2,1 3.527

Bremen 9,1 3,2 5,9 6.410

Hamburg 7,5 3,4 4,5 9.775

Hessen 4,3 1,2 3,1 8.466

Mecklenburg-Vorpommern 3,8 1,1 2,7 4.060

Niedersachsen 4,4 1,1 3,4 6.553

Nordrhein-Westfalen 5,7 1,0 4,7 6.530

Rheinland-Pfalz 3,7 0,6 3,1 7.797

Saarland 4,5 1,3 3,3 6.868

Sachsen 3,2 0,9 2,2 3.024

Sachsen-Anhalt 3,4 0,6 2,7 4.023

Schleswig-Holstein 4,2 0,7 3,5 7.757

Thüringen 2,4 0,6 1,8 4.220

Deutschland 4,4 1,1 3,4 6.909

Westdeutschland ohne Berlin 4,4 0,9 3,6 7.322

Ostdeutschland ohne Berlin 3,1 0,8 2,3 3.637

Nachrichtlich: Fallzahlen in Thüringen: 1.445 außerhalb und 4.139 innerhalb von Einrichtungen
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2020 (2030) ca. 7 % (ca. 8,5 %) über dem Wert von 2006
und in der Variante II – die wir für realistischer halten – 
ca. 7 % (ca. 14 %) unter dem Wert von 2006. In beiden
Varianten fällt das Fallzahlenwachstum in Thüringen deut-
lich geringer aus als in Gesamtdeutschland, was auf den
Bevölkerungsrückgang in Thüringen zurückzuführen ist.
Das STATISTISCHE BUNDESAMT hat in einer aktuellen Studie
[vgl. STATISTISCHES BUNDESAMT (2008a)] ähnliche Modell-
rechnungen vorgelegt, hierbei aber noch zusätzlich sin-
kende Behandlungsquoten auf Grund der steigenden
Lebenserwartung für die Altersgruppen ab 60 Jahren

unterstellt. In der Status-quo-Variante, die in etwa unserer
Variante I entspricht, kommt das STATISTISCHE BUNDESAMT

im Vergleich der Jahre 2005 und 2020 für Thüringen auf
einen Fallzahlenzuwachs von ca. 3 %. 

Ergänzend wird in der Tabelle 5 über die Vorsorge-
und Rehabilitationseinrichtungen im Jahr 2006 informiert.
Thüringen ist hier insbesondere durch eine deutlich unter-
durchschnittliche Bettenauslastung gekennzeichnet. Bei
diesen Einrichtungen ist die Trägerschaft durch die öffent-
liche Hand noch geringer als bei den Krankenhäusern.
Nur ca. 13 % der Einrichtungen sind in öffentlicher Hand.

Quelle: Berechnet aus Angaben des Statistischen Bundesamtes.

Tabelle 4: Vergleichsdaten zum Krankenhausbereich im Jahr 2006

Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 12, Reihe 6.1, Ausgabe 2006.

Abbildung 2: Langfristtrends im Krankenhausbereich in Deutschland: Entwicklungen seit 1991 (1991=100)
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Betten je Einwohner Verweildauer
Bettenauslastung Fallzahlen je Einwohner
Größe (Betten je Einrichtung)

Thüringen Deutschland

Zahl der Krankenhäuser je 100.000 Einwohner 1,94 2,55

Betten je Krankenhaus 359 243

Betten je 100.000 Einwohner 695 620

Patientenfälle je 100.000 Einwohner 22.611 20.437

Verweildauer in Berechnungstagen 8,6 8,5

Bettenauslastung 76,8 % 76,3 %

Krankenhaus-Struktur: Anteil

– öffentliche Krankenhäuser 35,6 % 34,1 %

– freigemeinnützige Krankenhäuser 28,9 % 38,2 %

– private Krakenhäuser 35,6 % 27,8 %
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Auch hier wurde wieder eine einfache Modellrechnung
über die Fallzahlenentwicklung durchgeführt, wozu An-
gaben zur altersspezifischen Verweildauer und der
Fallzahl zur Verfügung standen, aber keine geschlechts-
spezifischen Daten. Auch in den Vorsorge- und Reha-
Einrichtungen war die Verweildauer rückläufig, aber nur
in sehr geringem Umfang, sodass nur eine Variante mit
konstanter Verweildauer berechnet wurde. Wie die Er-
gebnisse in Abbildung 4 zeigen, ist in Thüringen in den
nächsten Jahren mit einer stabilen Fallzahl zu rechnen
und ab Mitte der nächsten Dekade wird es zu einem Be-
darfsrückgang kommen. Die Ursache hierfür ist das Zu-
sammenspiel von allgemeinem Bevölkerungsrückgang
und dem Umstand, dass die Altersgruppen ab 75 Jah-
ren einen mit zunehmendem Alter starken Rückgang bei
den Fallzahlen verzeichnen.

Insgesamt lässt sich aus diesen Überlegungen die
Schlussfolgerung ziehen, dass es im Krankenhausbe-
reich (sowie dem Vorsorge- und Reha-Bereich) im Land
keines Kapazitätszuwachses bedarf. Im Jahr 2006 ver-
fügten die Krankenhäuser noch über eine Kapazitätsre-
serve von ca. 25 %. Eher ist die Erwartung nahe liegend,
dass es mit einer hohen Wahrscheinlichkeit zu einer wei-
teren leichten Kapazitätsbereinigung kommen könnte.
Allerdings können wir keine Aussagen darüber machen,
in welchem Umfang im Land noch weitere Modernisie-
rungsinvestitionen erforderlich sind und ob die regionale
Verteilung der Krankenhauskapazitäten angemessen ist.
Letzteres könnte angesichts des Umstandes, dass
Thüringen eine deutlich unterdurchschnittliche Bevölke-
rungsdichte hat (ca. 140 Einwohner je km2 während der

Flächenländerdurchschnitt bei ca. 215 Einwohner je km2

liegt) und die Krankenhäuser – wie in allen ostdeutschen
Flächenländern – deutlich größer sind und damit die Ver-
sorgungsdichte in den ländlicheren Regionen auch ge-
ringer ist, etwas problematisch sein. Dieser für Thüringen
feststellbare Befund gilt auch in den anderen ostdeut-
schen Ländern und ist auf die aus der DDR übernomme-
ne Krankenhausstruktur zurückzuführen, da in der DDR
Krankenhäuser relativ groß ausgelegt waren, während
die nicht-städtischen Regionen mit Krankenanstalten
deutlich unterversorgt waren.

2.3 Einrichtungen für behinderte Personen

Die amtliche Statistik liefert keine hinreichend präzisen
Daten über die Heime und Einrichtungen für behinderte
Personen. Nach den Daten in Tabelle 6 gibt es zwischen
Thüringen und Gesamtdeutschland keine signifikanten
Unterschiede bei der Einrichtungs- und Kapazitätsver-
sorgung bei Einrichtungen für Behinderte. Je 1 Mill. Ein-
wohner gibt es etwas mehr als 60 Einrichtungen und ca.
2.200 Versorgungsplätze.

Da die Gruppe der Schwerbehinderten eine zentrale
„Nachfragegruppe“ nach Behinderteneinrichtungen ist,
wollen wir uns kurz mit den über diese Bevölkerungsgrup-
pe vorliegenden Informationen beschäftigen. Der Anteil
der Schwerbehinderten steigt insbesondere ab der Alters-
gruppe über 50 Jahre dramatisch an, während die Quote
bei den jüngeren Einwohnern relativ gering ist. Insgesamt
liegt in Thüringen die Quote der Schwerbehinderten mit

Abbildung 3: Entwicklung der Krankenhausfallzahlen in Deutschland und in Thüringen 2006–2030 unter
alternativen Annahmen (Indexreihe: 2006=100 %)

Quelle: Eigene Berechnungen.
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Tabelle 5: Vergleichsdaten der Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen im Jahr 2006

Quelle: Angaben des Statistischen Bundesamtes.

Abbildung 4: Entwicklung der Fallzahlen in Vorsorge- und Reha-Einrichtungen in Deutschland und in
Thüringen 2006–2030 unter alternativen Annahmen (Indexreihe: 2006=100 %)

Quelle: Eigene Berechnungen.
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ca. 8,19 % nur geringfügig unter dem Deutschlandver-
gleichswert von 8,22 %. Auch beim durchschnittlichen
Schwerbehinderungsgrad gibt es zwischen Thüringen
und Gesamtdeutschland keine großen Unterschiede. Die
höchsten Schwerbehinderungsgrade erreichen die jun-
gen Schwerbehinderten. Der durchschnittliche Schwer-
behinderungsgrad sinkt mit zunehmendem Alter bis zum
Alter von 60 Jahre monoton10 und steigt ab dem Alter
von 60 Jahren wieder deutlich an.

Wie Abbildung 5 zeigt, werden sich die Zahl und der
Bevölkerungsanteil der Schwerbehinderten bis zum Jahr
2030 deutlich erhöhen, was eine Folge des Alterungs-
prozesses in Verbindung mit der höheren Schwerbehin-
derungswahrscheinlichkeit im Alter ist. So werden ab
dem Jahr 2030 ca. 10 % der Bevölkerung als „schwer-
behindert“ gelten.

Insgesamt ist somit in diesem Bereich von einem
steigenden Bedarf an Versorgung auszugehen, wobei es
die Daten aber nicht möglich machen, hier eine Trennung
von Behinderteneinrichtungen und allgemeinen Pflege-
einrichtungen vorzunehmen.

3. Zusammenfassende Schlussfol-
gerungen

Unsere Projektionsrechnung zeigt, dass der Platzbedarf
in Pflegeheimen in Thüringen bis 2020 um ca. 45 % und
bis 2030 sogar um ca. 60 % steigen wird. Damit verbun-
den sind auch ein erheblicher zusätzlicher Personalbe-
darf sowie ein großer Investitionsaufwand, der allerdings
zum überwiegenden Teil außerhalb des öffentlichen Be-
reichs anfallen wird. Die Länder- und Gemeindehaus-
halte werden hiervon durch steigende Sozialhilfeausga-
ben (insb. aber nicht nur Hilfe zur Pflege) tangiert. Ähnlich
ist die Entwicklung im Bereich der Behinderteneinrich-
tungen, wobei bei älteren Menschen aber kaum zwi-
schen allgemeinen Pflege- und Behinderteneinrichtun-
gen zu differenzieren ist. Für den Krankenhausbereich
(sowie dem Vorsorge- und Reha-Bereich) gibt es nach
unseren Resultaten in Thüringen keinen Kapazitätszu-
wachsbedarf. Im Jahr 2006 verfügten die Krankenhäuser
noch über eine Kapazitätsreserve von ca. 25 %. Eher ist

Abbildung 5: Projektion der Entwicklung der Zahl der Schwerbehinderten in Deutschland und in Thüringen
von 2006–2030 (in % der Bevölkerung)

Tabelle 6: Strukturdaten für Einrichtungen für Behinderte im Jahr 2003

Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 13, Reihe 5.1.

Quelle: Heimbericht auf Basis von Meldungen der Heimaufsichtsbehörden.
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die Erwartung nahe liegend, dass es mit einer hohen
Wahrscheinlichkeit zu einer weiteren leichten Kapazitäts-
bereinigung kommen könnte.

Was sind die fiskalischen Implikationen für den Lan-
deshaushalt und die kommunalen Haushalte in Thürin-
gen?

– Den direkten (eigene Investitionen) und indirekten (In-
vestitionsfördermaßnahmen) öffentlichen Investitions-
aufwand im Bereich der sozialen Infrastruktur in den
nächsten 10 bis 20 Jahren schätzen wir als recht ge-
ring ein, da die Träger der Einrichtungen weitgehend
freigemeinnützig bzw. privat sind.

– Mit Sicherheit werden aber die laufenden Ausgaben
in der Sozialhilfe, und hier insb. der Hilfe zur Pflege
und in abgeschwächter Form auch im Bereich der
Eingliederungshilfe für behinderte Personen, deutlich
ansteigen. Die zentralen Push-Faktoren haben wir
schon genannt: Zukünftig geringere Ansprüche der
Rentnergenerationen an das System der Sozialversi-
cherung (Gefahr der Altersarmut), steigende Pflege-
kosten u. a. auch wegen der Tarifangleichungstrends
sowie demographisch bedingtem deutlichem An-
stieg der Pflegefälle.
Vergleichbare Aussagen im Hinblick auf die Bedarfs-

entwicklung im Bereich der sozialen Infrastruktur sowie
der fiskalischen Konsequenzen dürften in weitgehend
ähnlicher Form auch für die anderen ostdeutschen Län-
der gelten.

Ferner muss man sich in Thüringen, aber auch den
anderen ostdeutschen Ländern, Klarheit über noch be-
stehenden und öffentlich zu finanzierenden Neu-, Mo-
dernisierungs- und Investitionsförderbedarf im Bereich
der sozialen Infrastruktur verschaffen. Da die Solidar-
paktmittel bereits in der Absenkungsphase sind, wird ab
der Mitte der nächsten Dekade das verfügbare Investiti-
onsmittelbudget sehr knapp werden, sodass man jetzt
prospektive Entscheidungen treffen muss.

Letztendlich sollte man noch auf folgenden Aspekt
hinweisen: Im Bereich der Pflegeeinrichtungen haben wir
auf einen erheblichen Bedarfszuwachs in Ost und West
in den nächsten Dekaden hingewiesen. Da dieser Be-
reich sehr arbeitsintensiv ist, ist es verlockend, auch Pfle-
geplätze zu „exportieren", d. h. mit mehr und attraktive-
ren Pflegeeinrichtungen zu pflegende Personen aus
anderen Ländern anzulocken, um so mehr Jobs und
auch eine bessere Kapazitätsauslastung in den Pflege-
einrichtungen zu schaffen. Hierbei muss aber berück-
sichtigt werden, dass diesen positiven Effekten auch fis-
kalische Belastungen – z. B. in Form der Gewährung von
Sozialhilfe (insb. Hilfe zur Pflege) – gegenüber stehen
bzw. stehen könnten.11 Man muss also hier eine Ab-
wägung vornehmen zwischen den positiven Beschäfti-
gungs- und Kapazitätsauslastungseffekten (einschließlich

des Umstandes, dass ein zusätzlicher Einwohner zu-
sätzliche Einnahmen im Finanzausgleich von ca.
2.800 € pro Jahr generiert12) auf der einen Seite und den
möglichen zusätzlichen Sozialleistungsausgaben auf der
anderen Seite.13
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1 Vgl. ausführlicher SEITZ (1998).
2 Die Kindertageseinrichtungen rechnen wir zu den Bildungseinrichtun-

gen, sodass wir diese hier ausklammern.
3 So reduziert ein hoher Anteil von Fernpendlern die Fähigkeit zur Versor-

gung pflegebedürftiger Personen in der Familie.
4 Vgl. hierzu SEITZ und KEMPKES (2007) sowie SEITZ et al. (2007).
5 Vgl. hierzu STATISTISCHES BUNDESAMT (2008b).
6 In einer ausführlicheren Fassung des hier vorliegenden Beitrages werden

auch diese Einrichtungen behandelt, vgl. hierzu SEITZ (2008). 
7 Es könnte durchaus sein, dass die hohe Fallzahl in Schleswig-Holstein

auf den Umstand zurückzuführen ist, dass das Land auch eine Versor-
gungsfunktion für Hamburg erfüllt.

8 Bei den Empfängern außerhalb von Einrichtungen liegt die Quote bei
lediglich ca. 22 %.

9 Die Ursachen für eine sinkende Verweildauer sehen wir insbesondere im
medizinisch-technischen Fortschritt aber auch im Ausgabenbegren-
zungsdruck im Gesundheitswesen.

10 Ursache hierfür ist sicherlich der Umstand, dass der Personenkreis der
jungen Schwerbehinderten eine geringere Lebenserwartung hat.

11 Hier wäre insb. § 98 des SGB XII zu beachten.
12 Entscheidend ist natürlich auch die Frage, ob der erste Wohnsitz eben-

falls verlagert wird.
13 Ggf. kann man auch durch vertragliche Regelungen zwischen Ländern

(und Kommunen) eine Optimierung der fiskalischen Situation in den „Ex-
port-“ und „Importregionen“ erreichen.




